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T e n o r  

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessi schen 

Finanzgerichts vom 21. Januar 2015  5 K 908/10 wird  als unbe-

gründet zurückgewiesen. 

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger z u tragen. 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) ist ein Lan dkreis. 

 

Im Jahr 1992 hatte er eine gemeinnützige Gesellscha ft mit be-

schränkter Haftung (A-GmbH) gegründet. An dieser wa r er zu 

mehr als 75 % beteiligt. Weitere Gesellschafter war en ein 

evangelisches Dekanat sowie mehrere Gemeinden.  Die A-GmbH wur-

de im Bereich der Asyl-, Flüchtlings- und Obdachlos enhilfe tä-

tig (Entwicklung und Bereitstellung besonderer Ange bote zur 

Beratung und Betreuung sowie Bereitstellung von Woh nraum für 

den betroffenen Personenkreis). Der Kläger (Kostent räger) hat-

te ihr die Aufgabe übertragen, die Grundversorgung von Asylbe-

werbern sicherzustellen. 

 

Zum 31. Dezember 2008 wurde die A-GmbH aufgelöst, w eil der 

Kläger die bislang von ihr wahrgenommenen Aufgaben wieder 

selbst übernahm. Im Rahmen der Liquidation wurden a lle weite-

ren Gesellschaftsanteile eingezogen, sodass der Klä ger allei-

niger Gesellschafter der A-GmbH in Liquidation (i.L .) wurde. 

Grunderwerbsteuer wurde für die Anteilsvereinigung nicht fest-

gesetzt. 
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Mit notariell beurkundetem Vertrag vom 25. August 2 009 veräu-

ßerte die A-GmbH i.L. die Grundstücke mit den Unter kunftsein-

richtungen an den Kläger zu einem Kaufpreis von 2.1 40.000 €. 

 

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt - -FA--) 

übernahm den Kaufpreis als Bemessungsgrundlage für die Grund-

erwerbsteuer und setzte mit Bescheid vom 24. Septem ber 2009 

die Steuer mit 74.900 € fest. Einspruch und Klage b lieben er-

folglos. Das Finanzgericht (FG) führte zur Begründu ng im We-

sentlichen aus, der Abschluss des Kaufvertrags sei ein nach 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrE StG) steu-

erbarer Erwerbsvorgang (Begründung des Anspruchs au f Übereig-

nung der Grundstücke). Der Erwerb sei nicht nach § 4 Nr. 1 

GrEStG von der Grunderwerbsteuer befreit, da der Ve rkäufer 

--die A-GmbH i.L.-- keine juristische Person des öf fentlichen 

Rechts sei. Die Auslegung dieser Steuerbefreiungsvo rschrift 

nach ihrem Sinn und Zweck ergebe, dass der Rechtstr ägerwechsel 

zwischen zwei juristischen Personen des öffentliche n Rechts 

stattfinden müsse. Das Urteil ist in Entscheidungen  der Fi-

nanzgerichte (EFG) 2015, 835 veröffentlicht. 

 

Mit seiner Revision macht der Kläger im Wesentliche n eine Ver-

letzung des § 4 Nr. 1 GrEStG geltend. Auch die Über tragung ei-

nes Grundstücks durch eine juristische Person des P rivatrechts 

auf eine juristische Person des öffentlichen Rechts  sei 

steuerbefreit. 

 

Der Kläger beantragt, die Vorentscheidung und den G runderwerb-

steuerbescheid vom 24. September 2009 in Gestalt de r Ein-

spruchsentscheidung vom 12. März 2010 aufzuheben. 

 

Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen. 
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II. 

Die Revision ist unbegründet und war daher zurückzu weisen 

(§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). D as FG hat 

zu Recht entschieden, dass der Verkauf von Grundstü cken durch 

eine juristische Person des Privatrechts nicht nach  § 4 Nr. 1 

GrEStG steuerbefreit ist. 

 

1. Der Kaufvertrag vom 25. August 2009 unterliegt n ach § 1 

Abs. 1 Nr. 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer, weil hie rdurch der 

Anspruch des Klägers auf Übereignung der Grundstück e begründet 

wurde. Der Besteuerung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG  steht 

nicht entgegen, dass sich vor dem Kauf der Grundstü cke alle 

Anteile an der A-GmbH i.L. in der Hand des Klägers vereinigt 

hatten und damit zeitlich vor dem besteuerten Tatbe stand ein 

weiterer Tatbestand --eine Anteilsvereinigung nach § 1 Abs. 3 

Nr. 2 GrEStG-- erfüllt war (vgl. § 1 Abs. 6 Satz 1 GrEStG). 

Der durch das FA als Bemessungsgrundlage berücksich tigte Kauf-

preis in Höhe von 2.140.000 € (Wert der Gegenleistu ng i.S. des 

§ 8 Abs. 1 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG) ist zwis chen den 

Beteiligten unstreitig. 

 

2. Der Verkauf der Grundstücke ist nicht nach § 4 N r. 1 GrEStG 

von der Grunderwerbsteuer befreit. 

 

a) Nach § 4 Nr. 1 GrEStG ist der Erwerb eines Grund stücks 

durch eine juristische Person des öffentlichen Rech ts von der 

Besteuerung u.a. ausgenommen, wenn das Grundstück a us Anlass 

des Übergangs von öffentlich-rechtlichen Aufgaben v on der ei-

nen auf die andere juristische Person übergeht und nicht über-

wiegend einem Betrieb gewerblicher Art dient. 

 

b) Eine Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 1 GrEStG kommt  nur in 

Betracht, wenn sowohl der Grundstücksveräußerer als  auch der 
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Grundstückserwerber eine juristische Person des öff entlichen 

Rechts ist (vgl. Viskorf in Boruttau, Grunderwerbst euergesetz, 

18. Aufl., § 4 Rz 11 f.; Klink in Griesar/Jochum, e komm, 

Ab 1. Januar 2015, § 4 GrEStG Rz 6 --Aktualisierung  vom 

8. April 2016--; Weilbach, GrEStG, 2016, § 1 Rz 1).  Ist der 

Veräußerer eine juristische Person des Privatrechts , ist die 

Steuerbefreiung nicht zu gewähren. 

 

aa) Der Wortlaut des § 4 Nr. 1 GrEStG ist in Bezug auf die an 

den Grundstücksveräußerer zu stellenden Anforderung en nicht 

ganz eindeutig. In § 4 Nr. 1  1. Halbsatz GrEStG is t zwar aus-

drücklich bestimmt, dass der Grundstückserwerber ei ne juris-

tische Person des öffentlichen Rechts sein muss. Di e Vor-

schrift regelt aber nicht in vergleichbarer Weise, dass auch 

der Grundstücksveräußerer eine solche juristische P erson sein 

muss. Deshalb muss die Vorschrift insoweit ausgeleg t werden. 

 

bb) Für die Auslegung einer Gesetzesvorschrift ist der in die-

ser zum Ausdruck kommende objektivierte Wille des G esetzgebers 

maßgebend, so wie er sich aus dem Wortlaut der Gese tzesbestim-

mung und dem Sinnzusammenhang ergibt, in den diese hineinge-

stellt ist (ständige Rechtsprechung, vgl. Urteil de s Bundesfi-

nanzhofs --BFH-- vom 30. September 2015 II R 13/14,  BFHE 251, 

569, m.w.N.). Der Entstehungsgeschichte kommt zwar zur Erfas-

sung des objektiven Willens des Gesetzgebers erhebl iches Ge-

wicht zu (vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgeric hts vom 

11. Juni 1980  1 PBvU 1/79, BVerfGE 54, 277, unter C.III.1., 

und Urteil des Bundesgerichtshofs vom 12. März 2013  

XI ZR 227/12, BGHZ 197, 21; jeweils m.w.N.). Es gen ügt aber 

nicht, dass sich Voraussetzungen oder Rechtsfolgen allein der 

Gesetzesbegründung entnehmen lassen. Der sog. Wille  des Ge-

setzgebers bzw. der am Gesetzgebungsverfahren Betei ligten kann 

hiernach bei der Interpretation nur insoweit berück sichtigt 
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werden, als er auch im Text Niederschlag gefunden h at (BFH-Ur-

teil in BFHE 251, 569, m.w.N.). 

 

cc) § 4 Nr. 1 GrEStG ist dahingehend auszulegen, da ss die 

Steuerbefreiung als Veräußerer und als Erwerber des  Grund-

stücks juristische Personen gleicher Art, also --au sgehend vom 

ausdrücklich festgelegten Grundstückserwerber-- sol che des öf-

fentlichen Rechts erfordert. 

 

Dies ergibt sich aus der im 2. Halbsatz der Vorschr ift verwen-

deten Formulierung "wenn das Grundstück aus Anlass des Über-

gangs von öffentlich-rechtlichen Aufgaben oder aus Anlass von 

Grenzänderungen von der einen auf die andere jurist ische Per-

son übergeht". Gerade die nicht differenzierende Be zeichnung 

der an dem Erwerbsvorgang beteiligten juristischen Personen 

spricht dafür, dass der Gesetzgeber damit an die im  1. Halb-

satz der Vorschrift getroffene Bestimmung angeknüpf t hat, nach 

der der Grundstückserwerber eine juristische Person  des öf-

fentlichen Rechts sein muss. Aus diesem Grund konnt e der Ge-

setzgeber auch darauf verzichten, im 2. Halbsatz de r Vor-

schrift die an dem Erwerbsvorgang beteiligten juris tischen 

Personen ausdrücklich als solche des öffentlichen R echts zu 

bezeichnen. Für eine Auslegung der Vorschrift dahin , dass die 

eine juristische Person (der Grundstücksveräußerer)  anders zu 

verstehen ist als die andere an dem Erwerbsvorgang beteiligte 

juristische Person (der Grundstückserwerber), gibt es keine 

hinreichend deutlichen Anhaltspunkte. 

 

c) Die am Wortlaut des § 4 Nr. 1 GrEStG orientierte  Auslegung, 

dass zur Erlangung der Steuerbefreiung auch der Gru ndstücks-

veräußerer eine juristische Person des öffentlichen  Rechts 

sein muss, wird durch die Entstehungsgeschichte der  Vorschrift 

gestützt. 
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aa) § 4 Nr. 1 GrEStG entspricht sachlich § 4 Abs. 1  Nr. 5 

GrEStG 1940 (RGBl I 1940, 585). Danach war von der Besteuerung 

ausgenommen der Erwerb eines Grundstücks durch eine  Körper-

schaft des öffentlichen Rechts, wenn das Grundstück  aus Anlass 

des Übergangs von Aufgaben oder aus Anlass von Gren zänderungen 

von der einen auf die andere Körperschaft überging.  Nach der 

Gesetzesbegründung (RStBl 1940, 387) sollte der Übe rgang von 

Grundstücken zwischen Reich, Ländern, Gemeinden und  sonstigen 

Körperschaften des öffentlichen Rechts steuerfrei b leiben, 

wenn der Übergang aus Anlass einer Aufgabenverschie bung ein-

trat. Der historische Gesetzgeber wollte Grundstück sbewegungen 

zwischen Körperschaften mit Hoheitsbefugnissen von der Steuer 

befreien, wenn ein Grundstück im Nachgang zu einer verwal-

tungsinternen Aufgabenverschiebung den Eigentümer w echselte. 

Die Intention des historischen Gesetzgebers war die  grunder-

werbsteuerrechtliche Privilegierung der öffentliche n Hand bei 

Eigentumswechsel an Grundstücken innerhalb der öffe ntlichen 

Hand bei Übergang von Verwaltungsaufgaben. Entsprec hend wählte 

er die Formulierung des Erwerbs eines Grundstücks d urch eine 

Körperschaft des öffentlichen Rechts anlässlich des  Übergangs 

von Aufgaben oder anlässlich von Grenzänderungen vo n der einen 

auf die andere Körperschaft. Die Steuerbefreiung de s Übergangs 

eines Grundstücks von oder auf eine juristische Per son des 

Privatrechts wurde weder angesprochen noch beabsich tigt. 

 

bb) Durch Art. 15 Nr. 2 des Steuerentlastungsgesetz es 

1999/2000/2002 vom 24. März 1999 (BGBl I 1999, 402)  --StEntlG 

1999/2000/2002-- wurde § 4 Nr. 1 GrEStG i.d.F. ab d em 

1. Januar 1983, der § 4 Abs. 1 Nr. 5 GrEStG 1940 en tsprach, 

auf alle juristischen Personen des öffentlichen Rec hts erwei-

tert sowie die zusätzliche Voraussetzung eingefügt,  dass das 

Grundstück nicht überwiegend einem Betrieb gewerbli cher Art 
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dienen darf. Durch die Einbeziehung aller juristisc hen Perso-

nen des öffentlichen Rechts wollte der Gesetzgeber die Steuer-

befreiung auch auf Stiftungen und Anstalten des öff entlichen 

Rechts ausdehnen. Eine Einbeziehung von juristische n Personen 

des Privatrechts sollte jedoch nicht erfolgen. Bei der Ände-

rung des § 4 Nr. 1 GrEStG durch das StEntlG 1999/20 00/2002 

wusste der Gesetzgeber um die verschiedenen Gestalt ungsmög-

lichkeiten im Bereich der Aufgabenerfüllung durch d ie öffent-

liche Hand, insbesondere auch um die Möglichkeit de r Ausglie-

derung auf und anschließende Aufgabenwahrnehmung du rch eine 

juristische Person des Privatrechts. Die Nichtaufna hme von 

juristischen Personen des Privatrechts in § 4 Nr. 1  GrEStG 

i.d.F. ab 1. Januar 1999 zeigt, dass der Gesetzgebe r eine 

Übertragung durch eine juristische Person des Priva trechts 

nicht steuerfrei stellen wollte. Durch die Formulie rung "von 

der einen auf die andere juristische Person" wollte  der Ge-

setzgeber weiterhin zum Ausdruck bringen, dass sowo hl auf Ver-

äußerer- als auch auf Erwerberseite eine juristisch e Person 

des öffentlichen Rechts stehen muss. 

 

d) Eine Ausdehnung des Tatbestands des § 4 Nr. 1 Gr EStG auf 

juristische Personen des Privatrechts ergibt sich - -entgegen 

der Auffassung des Klägers-- auch nicht aus einer Z usammen-

schau mit den weiteren Befreiungsvorschriften des §  4 GrEStG, 

insbesondere § 4 Nr. 9 GrEStG i.d.F. des Art. 5 Nr.  2 des Ge-

setzes zur Beschleunigung der Umsetzung von Öffentl ich Priva-

ten Partnerschaften und zur Verbesserung gesetzlich er Rahmen-

bedingungen für Öffentlich Private Partnerschaften vom 

1. September 2005 --BGBl I 2005, 2676-- (jetzt § 4 Nr. 5 

GrEStG). Diese Vorschrift betrifft zwar auch den Rü ckerwerb 

eines Grundstücks, nach seinem ausdrücklichen Wortl aut aber 

nur für den Fall, dass das Grundstück im Rahmen ein er Öffent-

lich Privaten Partnerschaft (ÖPP) für einen öffentl ichen 
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Dienst oder Gebrauch i.S. des § 3 Abs. 2 des Grunds teuergeset-

zes benutzt wird und zwischen dem Erwerber und der juristi-

schen Person des öffentlichen Rechts die Rückübertr agung des 

Grundstücks am Ende des Vertragszeitraums vereinbar t ist. 

Durch die Schaffung des § 4 Nr. 5 GrEStG wollte der  Gesetzge-

ber eine Befreiung von Grunderwerbsteuer bei dem Rü ckerwerb 

von Grundstücken durch die öffentliche Hand von ein er juristi-

schen Person des Privatrechts --der ÖPP als Zweckge sell-

schaft-- schaffen, dies aber nur unter den dort gen annten 

engen Voraussetzungen. Es sollte sichergestellt wer den, dass 

nur förderungswürdige ÖPP-Projekte von der Steuerbe freiung 

profitieren (vgl. BTDrucks 15/5668, S. 17; vgl. Vis korf, 

a.a.O., § 4 Rz 41 f.). Es sollte weder die Übertrag ung von 

Grundstücken im Rahmen einer ÖPP generell noch der Grund-

stückserwerb von juristischen Personen des Privatre chts im 

Allgemeinen von der Steuer befreit werden. 

 

e) § 4 Nr. 1 GrEStG führt auch nicht deshalb zu ein er 

Steuerbefreiung, weil im Zeitpunkt der Übertragung des Grund-

stücks eine juristische Person des öffentlichen Rec hts allei-

niger Gesellschafter der juristischen Person des Pr ivatrechts 

ist. Selbst wenn eine juristische Person des öffent lichen 

Rechts alle Anteile an einer juristischen Person de s privaten 

Rechts hält, wird der private Rechtsträger nicht zu  einer ju-

ristischen Person des öffentlichen Rechts und damit  nicht 

selbst zum begünstigten Rechtsträger (vgl. Heine in  Wilms/ 

Jochum, Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz,  § 4 GrEStG 

Rz 21 --Stand: Oktober 2013--). 

 

3. Nach diesen Grundsätzen hat das FG zutreffend en tschieden, 

dass der Verkauf der Grundstücke durch die A-GmbH a n den Klä-

ger nicht nach § 4 Nr. 1 GrEStG von der Steuer befr eit ist. Es 

kann dahinstehen, ob überhaupt ein "Übergang von öf fentlich-
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rechtlichen Aufgaben" vorlag, da die Erfüllung von Verwal-

tungsaufgaben durch Private als beliehene Unternehm er eine 

Übertragung durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetz es erfor-

dert (z.B. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom  23. Mai 

1995  1 C 32/92, BVerwGE 98, 280) und eine solche u rsprüng-

liche Übertragung der Aufgaben nach dem Asylbewerbe rleistungs-

gesetz von dem Kläger als Kostenträger nach § 3 Sat z 1 der 

Verordnung zur Durchführung des Asylbewerberleistun gsgesetzes 

vom 16. November 1993 (Gesetz- und Verordnungsblatt  für das 

Land Hessen I 1993, 515) auf die A-GmbH im Streitfa ll als Vor-

aussetzung einer Rückübertragung nicht ersichtlich ist. Die 

Steuerbefreiung ist vielmehr bereits deshalb ausges chlossen, 

weil es sich bei dem Veräußerer --der A-GmbH i.L.--  um eine 

juristische Person des Privatrechts handelt. Auch w enn der 

Kläger im Zeitpunkt der Übertragung Alleingesellsch after der 

A-GmbH i.L. war, wurde diese dadurch nicht selbst z u einer 

steuerlich begünstigten juristischen Person des öff entlichen 

Rechts. 

 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FG O. 24 


